
Wirtschaftsminister Glos
„Gutes Geld für gute Arbeit“
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Containerterminal (in Hamburg), Kaufhaus (in Düsseldorf), Gasturbinenmontage (in Berlin): Die Unternehmen investieren wieder mehr, aber
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Wenn Angela Merkel frühmorgens
aus dem Fenster ihrer Wohnung
am Berliner Kupfergraben guckt,

hat sie den Aufschwung gleich vor Augen.
Auf der Museumsinsel gegenüber ragen
Baukräne in den Himmel. Tonnenschwere
Lastfahrzeuge lassen den Boden erzittern.
Die auf 1,5 Milliarden Euro veranschlagte
Sanierung von Berlins historischer Mitte
zählt zu den ehrgeizigsten Bauprojekten
in ganz Europa.

Wenig später, Merkel ist inzwischen an
ihrem Arbeitsplatz eingetroffen, richtet
sich der Blick auf die nächste Großbau-
stelle. Nahe des Kanzleramts entsteht für
700 Millionen Euro der neue Hauptbahn-
hof. Gern erläutert die Kanzlerin ihren Be-
suchern, dass hier, im Herzen der Haupt-
stadt, schon bald eine ganz neue Stadt mit
Bürohäusern und Einkaufszentren aus dem
Boden wachsen werde.

Bau auf, bau auf, so sang man es in der
DDR einst bei den Jungen Pionieren, und
so lautet auch Merkels frohe Neujahrsbot-
schaft: Endlich geht es im Lande wieder
aufwärts. 

So lustvoll sie als Oppositionschefin
jahrelang die Malaise des Standorts be-
klagte, so engagiert redet sie als Kanzle-
20
rin nun den Aufschwung herbei. Dass die
mit Steuergeldern und auf Pump finan-
zierte Sanierung der Museumsinsel noch
mindestens zehn Jahre dauern wird und
die Bahn ihren Verwaltungssitz am liebs-
ten aus Berlin abziehen würde – wen
stört’s?

„Wir haben alle Chancen“, predigte
Merkel unlängst in Anwesenheit von Ge-
werkschaftsfunktionären. „Ich lade Sie ein,
machen Sie mit“, verkündete sie im Krei-
se von Wirtschaftsvertretern.

Sogar die Auslosung der Gruppenspiele
für die anstehende Fußball-Weltmeister-
schaft Mitte Dezember in Leipzig nutzte
Merkel, um gute Laune zu verbreiten.
Fachmännisch beurteilte sie die den Deut-
schen zugeteilten Nationalteams von Po-
len, Costa Rica und Ecuador als lösbare
Aufgaben: „Da müssten Ausreden neu
erfunden werden, wenn es bei dieser Aus-
losung mit dem Weiterkommen nicht klap-
pen würde.“

Der Optimismus hat auch andere erfasst.
„Das Jahr 2006 wird für Deutschland ein
Superjahr“, behauptet Norbert Walter,
d e r  s p i e g e l 1 / 2 0 0 6
Chefvolkswirt der Deutschen Bank. Bert
Rürup, Chef der Wirtschaftsweisen, spricht
gar von einem möglichen „Merkel-Auf-
schwung“. 

Zuversichtlich wie lange nicht gehen
Deutschlands Manager ins neue Jahr. „Ei-
nen guten Start“ erwartet BASF-Chef Jür-
K O N J U N K T U R

Erst die Welle, dann die Delle
So viel Optimismus war lange nicht: Politiker und Unternehmer hoffen auf ein Ende des 

jahrelangen Stillstands, das neue Jahr soll den ersehnten Aufschwung bringen. Doch die Wirtschaft
wächst zu zaghaft, neue Jobs sind nicht in Sicht. Und bereits 2007 droht der erneute Absturz.
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gen Hambrecht. „2006 beginnt mit positi-
ven Vorzeichen: Stimmung und Substanz
bessern sich“, sagt sein Siemens-Kollege
Klaus Kleinfeld. 

Jahrelang kam die deutsche Wirtschaft
nicht vom Fleck, und ebenso lange pro-
gnostizierten die Konjunkturforscher die
Wende zum Besseren. Die Experten irr-
ten, Jahr für Jahr mussten sie ihre Pro-
gnosen nach unten korrigieren.

Diesmal ist alles anders, auch ihre dies-
jährige Herbstprognose haben die Wirt-
schaftsforschungsinstitute korrigiert – aber
nach oben, von 1,2 auf 1,4 bis 1,7 Prozent
(siehe Grafik).
2001 2002 03
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von den Wirtschaftsforschungsinstitut
prognostiziertes Wachstum; jeweils im
gutachten des Vorjahres
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Ende der Enttäuschungen?
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Ein Aufschwung ist das noch nicht, al-
lenfalls ein erstes Hoffnungszeichen. Im-
merhin: Die Stimmung ist gut – besser je-
denfalls als die derzeitige Lage.

Zwar brummt die Weltwirtschaft. Mit
Wachstumsraten von bis zu neun Prozent
erzeugen Länder wie China oder die USA
einen Sog, der auch die exportorientierte
deutsche Wirtschaft ein Stückchen mit-
zieht.

Aber entscheidend ist, ob dieser Schub
endlich auch die deutsche Binnenkon-
junktur in Schwung bringt. Die Unterneh-
men müssten wieder mehr investieren,
dafür gibt es erste Anzeichen. Aber die

deutschen Verbraucher hal-
ten sich weiter zurück. 

Wunder sind deshalb
nicht zu erwarten, schon gar
nicht auf dem deutschen
Arbeitsmarkt. Nach Ein-
schätzung des Wirtschafts-
ministeriums wird die Zahl
der Arbeitslosen in diesem
Winter die Fünf-Millionen-
Marke erneut überschreiten
– und sich auch im weiteren
Verlauf des Jahres nur un-
merklich vom Minusrekord
des vergangenen Jahres
unterscheiden.

Zwar wird die Wirtschaft
wachsen, aber nicht schnell
genug. Ende Januar will die
Bundesregierung ihren Jah-
reswirtschaftsbericht vorle-
gen. Laut Vorentwurf rech-
net sie für 2006 mit einem
Wachstum von bestenfalls
1,8 Prozent. Das ist mehr,
als die krisengeschüttelte
deutsche Volkswirtschaft in
den vergangenen Jahren
d e r  s p i e g e l 1 / 2 0 0 6
zustande brachte – aber zu wenig, um den
Arbeitsmarkt in Schwung zu bringen. Die
Ökonomen des Sachverständigenrates ha-
ben vorgerechnet, dass neue Arbeitsplätze
erst ab einer Wachstumsrate von zwei Pro-
zent zu erwarten sind.

Nötig wären weitergehende Reformen,
doch noch immer ist rätselhaft, welchen
steuer- und wirtschaftspolitischen Kurs die
Merkel-Regierung überhaupt einschlagen
will. Die Erneuerung des Krankenkassen-
wesens – vertagt. Die Vereinfachung des
Steuerrechts vor allem für Unternehmen –
erst einmal verschoben. Die Überarbeitung
der Hartz-Reformen für den Arbeitsmarkt
– umstritten (siehe Kasten Seite 22).

Sozialpolitiker wie Gesundheitsminis-
terin Ulla Schmidt (SPD) und Wolfgang
Zöller (CSU) wollen mehr Steuern in die
Sozialkassen pumpen, Haushaltsexperte
Wolfgang Kampeter (CDU) hingegen we-
niger. Die CSU möchte die Förderung der
Ich-AG bei Arbeitslosen abschaffen, die
SPD will sie beibehalten. Familienministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) fordert,
die Kosten fürs Kindermädchen künftig
großzügig von der Steuer absetzen zu kön-
nen, Finanzminister Peer Steinbrück (SPD)
ist dagegen.

So geht es hin und her, und auch der für
Wirtschaft zuständige Ressortchef Michael
Glos (CSU) trägt wenig dazu bei, die Din-
ge aufzuklären. In der Öffentlichkeit ist
der gelernte Müllermeister zunächst nur
mit seiner Spontaneingebung aufgefallen,
die Deutschen sollten ihren Urlaub wieder
öfter im eigenen Lande verbringen, da sei
es auch schön.

Einig sind sich die Politiker nur in ihrer
demonstrativen Zuversicht. Selbst der ge-
planten Mehrwertsteuererhöhung, an sich
ein echter Konjunkturkiller, werden plötz-
lich segensreiche Eigenschaften zugebil-
die Verbraucher halten sich zurück, und die Beschäftigung stagniert
21
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Kanzler Sc
Die Misserfolgs-Formel
Nachdem Wissenschaftler der Hartz-Reform ein schlechtes Zeugnis ausgestellt haben, 

streitet die Große Koalition über Konsequenzen.
Pünktlich zum Jahreswechsel
suchte Franz Müntefering seine
Truppen aufzumuntern. Die

Hartz-Reformen müssten „zum vollen
Erfolg geführt werden“, schrieb der So-
zialminister in einem Brief an die Lei-
ter der deutschen Arbeitsverwaltung.
Vieles sei bereits erreicht, lobte Mün-
tefering, manche Regelungen müsse
aber noch einmal „optimiert“ werden.

Das ist kaum untertrieben. Während
der Ressortchef Durchhalteparolen an
seine Untergebenen ausgab, veröffent-
lichte das „Handelsblatt“ die Ergeb-
nisse wissenschaftlicher Studien, die 
ein anderes Bild der jüngsten Arbeits-
marktpolitik zeichnen. Ob Minijobs,
Ein-Euro-Stellen oder Personal-Service-
Agenturen: Ein Großteil der mit viel
Pathos gestarteten Hartz-Reformen, so
geht aus dem 2500 Seiten starken Be-
richt im Auftrag der Regierung hervor,
ist weitgehend wirkungslos verpufft. 

Was ein gutes Dutzend Forschungs-
institute an Münteferings Behörde mel-
deten, setzt die Regierung unter Zug-
zwang. Gerade hatten sich SPD und
Union in ihrem Koalitionsvertrag dar-
auf verständigt, an den Grundzügen
der bisherigen Arbeitsmarktpolitik fest-
zuhalten. Nun löst die Bewertung der
Wissenschaftler eine neue Grundsatz-
debatte über den Fortgang der Refor-
men aus.
hröder, Hartz-Kommission (2002
Dabei wird von ihnen nur bestätigt,
was Arbeitsmarktforscher und Institu-
te bereits zuvor in vielen Berichten de-
tailliert aufzählten: Die Reformrezepte
aus den Hartz-Gesetzen I bis III haben
sich überwiegend als teure Fehlschläge
erwiesen (SPIEGEL 21/2005):
• Die Personal-Service-Agenturen, die

Langzeitarbeitslose zu subventio-
nierten Löhnen an private Firmen
ausleihen sollen, kosten zwar viel
Geld, finden aber kaum Kunden. Al-
lein in den ersten zwei Jahren ver-
schlang das Projekt fast 600 Millio-
nen Euro, dafür vermittelten die 857
Agenturen im Schnitt nicht mehr als
30 Arbeitslose auf neue Stellen: nicht
einmal 2 im Monat. 

• Die sogenannten 400-Euro-Jobs, bei
denen statt der üblichen Steuern und
Sozialbeiträge eine reduzierte Pau-
schale abgeführt wird, lösen jede
Menge unerwünschten Nebenwir-
kungen aus: Zum einen wandeln die
Arbeitgeber massenhaft reguläre
Stellen in Minijobs um. Zum ande-
ren werden die Arbeitsplätze kaum
mit Arbeitslosen, sondern vor allem
mit Studenten, Rentnern oder Ne-
benbeschäftigten besetzt.

• Die Ein-Euro-Jobs erweisen sich für
einen Großteil der Beschäftigten als
Sackgasse. Wer einmal auf einen
staatlich bezuschussten Niedriglohn-
d e r  s p i e g e l 1 / 2 0 0 6

): Weitgehend wirkungslos verpufft
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job in Altenheimen oder auf städti-
schen Bauhöfen abgeschoben wird,
hat fortan schlechtere Chancen, ei-
nen neuen Job zu finden.
Immerhin: Bei einigen Hartz-Instru-

menten erkannten die Arbeitsmarkt-
forscher auch Positives. So erwiesen
sich staatliche Lohnkostenzuschüsse 
als vergleichsweise erfolgreich – auch
wenn ihre Wirkung nachlässt, je mehr
davon ausgereicht werden. Ein günsti-
ges Zeugnis stellten die Forscher auch
den sogenannten Ich-AGs aus, in de-
nen Arbeitslose bezuschusst werden,
die sich selbständig machen. 

Die Resultate will Müntefering Mit-
te Januar dem Kabinett vorlegen.
Schon jetzt aber streiten die Ko-
alitionspartner, was nun zu tun sei.
Während die Union den Katalog der
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
weiter stutzen will, setzt die SPD auf
gezieltere Förderprogramme. 

Zudem planen die Sozialdemokra-
ten, den sogenannten Niedriglohnsek-
tor kräftig auszubauen. Bereits im Ja-
nuar, so kündigt der Arbeitsmarkt-
experte Klaus Brandner an, werde man
darüber „offensiv debattieren“.

Die Blaupause dazu haben die Sozial-
demokraten bereits in der Schublade.
Danach sollen die heutigen Minijobs
abgeschafft und durch ein neues „Kom-
bilohnmodell“ ersetzt werden, heißt es
in einem Papier der SPD-Fraktion. Da-
nach würde künftig für alle Arbeitneh-
mer ein Teil des Verdienstes von Sozial-
abgaben befreit.

Dadurch werde die derzeitige „Tren-
nung in sozialversicherungspflichtige
und Minijobs aufgehoben“, so das Pa-
pier. An ihre Stelle trete „ein Freibetrag
bei den Sozialabgaben“, der „um ent-
sprechende steuerrechtliche Regelun-
gen ergänzt werden“ könne. Vorteil des
Konzepts: Minijobber werden nicht
länger bevorteilt, dafür könnten„gera-
de im Niedriglohnbereich zusätzliche
Arbeitsplätze“ geschaffen werden.

Möglichkeiten für einen Neuanfang
bei den Hartz-Reformen sieht auch
Ressortchef Müntefering: Die Große
Koalition könne „eine besondere
Chance sein“, schreibt er in seinem Ar-
beitsagenturbrief, „in dieser Legisla-
turperiode Gemeinsames zu Stande zu
bringen“. Michael Sauga



ligt. Weil 2007 ja alles um drei Prozent-
punkte teurer wird, so die waghalsige Pro-
gnose, würden sich die Deutschen in diesem
Jahr noch schnell mit neuen Autos und
Kühlschränken bevorraten und dem dar-
benden Einzelhandel aus den Miesen helfen.

Ökonomen hingegen fürchten, dass ein
solches Konsumfeuerwerk allenfalls ein
Strohfeuer entfachen würde: Tritt die
Steuererhöhung 2007 dann wie angedroht
in Kraft, bricht die Konjunktur völlig ein.
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„Was die Konsumenten in diesem Jahr vor-
ziehen, fehlt im nächsten“, sagt Wolfgang
Wiegard vom Sachverständigenrat. „Auf
die Welle folgt die Delle“, orakelt die West-
deutsche Landesbank in einer Expertise.

Zumal fraglich ist, ob sich die Deutschen
überhaupt dazu bewegen lassen, noch ein-
mal tüchtig einzukaufen. Schon jetzt man-
gelt es vielen nicht an Geld. Doch aus
Angst vor einer ungewissen Zukunft wa-
gen sie es nicht, ihre Ersparnisse anzutas-
ten. Vor fünf Jahren legten die Bundes-
bürger noch 9,2 Prozent ihrer Löhne und
Gehälter auf die hohe Kante. Inzwischen
sind es 10,6 Prozent. Das Angstsparen ent-
zieht Wirtschaft und Handel demnach etwa
20 Milliarden Euro im Jahr. 

Entsprechend kühn ist die Vorstellung,
die sorgenvolle Gemütslage ließe sich aus-
gerechnet durch Androhung von Steuer-
erhöhungen verbessern. Nötig wären viel-
mehr Reformen, die das Vertrauen der
Bürger in die Sicherheit ihrer Rente, ihrer
Krankenversorgung und ihres Arbeitsplat-
zes vergrößern würden.

Doch dafür spricht derzeit wenig. Wer
hoffte, die unter der rot-grünen Vorgän-
gerregierung angeschobenen Reformen
würden ausreichen, wird derzeit herb 
enttäuscht. In einem von der Bundes-
regierung noch unter Verschluss gehalte-
nen Bericht stellen Forschungsinstitute den
Hartz-Gesetzen ein vernichtendes Urteil
aus. Anstatt Arbeitslose schneller in Be-
schäftigung zu bringen, sei vielfach das 
genaue Gegenteil eingetreten.

Weitere Schritte vor allem im Sozial-
wesen wären nötig, doch dazu konnte sich
die neue Regierung aus Union und SPD
bislang nicht aufraffen. Laut Koalitions-
vertrag sind bei Arbeit und Rente ledig-
lich Reparaturarbeiten vorgesehen. Mal
wieder müssen Millionen Kassenpatienten
seit Jahresbeginn höhere Gesundheits-
beiträge zahlen, doch eine Reform des
maroden Medizinsektors hat die Große
Koalition erst einmal vertagt. „Wegen
grundsätzlicher Differenzen“ (Gesund-
heitsministerin Schmidt) hatten CDU/ CSU
und SPD ihre Koalitionsverhandlungen
kurzerhand abgebrochen.

Dabei gäbe es durchaus Gemeinsamkei-
ten: Sowohl Merkel als auch SPD-Vize-
d e r  s p i e g e l 1 / 2 0 0 6
kanzler Franz Müntefering sind sich im
Grundsatz einig, dass die Sozialsysteme
künftig stärker aus Steuergeldern finan-
ziert werden müssten. Auch die meisten
Ökonomen vertreten die Ansicht, dass ver-
sicherungsfremde Leistungen oder die
Krankenversicherung der Kinder gesell-
schaftspolitische Aufgaben seien, die aus
dem Steuertopf bezahlt werden müssten.
Die Krankenkassenbeiträge von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern würden ent-
sprechend sinken. Der Faktor Arbeit wür-
de entlastet, neue Jobs könnten entstehen.

Doch so sinnvoll dieser Schritt auch
wäre: Von Schwarz-Rot beschlossen wurde
erst einmal das genaue Gegenteil. Fließen
bislang mehrere Milliarden Euro aus der
Tabaksteuer an die Krankenkassen, um das
Mutterschaftsgeld und andere Familienleis-
tungen zu finanzieren, soll damit ab 2007
Schluss sein. Finanzminister Peer Stein-
brück fordert das Geld zur Sanierung sei-
nes Haushaltes ein.

Auch Wirtschaftsminister Glos trägt der-
zeit nicht dazu bei, das Vertrauen in die
Zukunft zu mehren. Per Interview in der
„Bild“-Zeitung sprach sich der Neu-Minis-
ter kaum verhohlen für großzügige Lohn-
erhöhungen aus. Glos forderte die Arbeit-
geber auf, nicht allein „Kosten, Sharehol-
der-Value und Aktionärsinteressen“ im
Blick zu haben. In ihm war die Überzeu-
Metro-Chef Hans-Joachim Körber 
Wir gehen durchaus mit Optimismus ins neue Jahr. Die politisch
unklare Situation ist bereinigt, und die neue Regierung scheint den
Vertrauensvorschuss der Menschen zu bekommen, den sie verdient
hat. Allerdings muss man abwarten, wie schnell und konsequent die
angekündigten Maßnahmen umgesetzt werden. Die Menschen
müssen ihre Zukunft wieder planen können. Dann sind sie auch
bereit, wieder mehr Geld auszugeben.
SAP-Chef Henning Kagermann
Ich sehe diesem Jahr optimistisch entgegen. Die Zeichen stehen 
auf Wachstum, nicht nur für die SAP, auch für Deutschland. Wir 
erleben das Entstehen einer modernisierten Industriegesellschaft.
Moderne Technologien sind das Fundament für Wachstum, Produk-
tivität und globale Wettbewerbsfähigkeit – und sie sind spannend. 
Davon können wir in diesem Jahr hoffentlich viele junge Menschen
überzeugen.
POSITIVE VORZEICHEN Deutsche Konzernchefs über ihre Erwartung an das Wirtschaftsjahr 2006
23



B
E
R
T
 B

O
S

T
E
L
M

A
N

N
 /

 B
IL

D
F
O

L
IO
gung gereift, dass „die Men-
schen für gute Arbeit gutes
Geld verdienen müssen und es
dann ausgeben können“.

Den Gewerkschaften kommt
solche Schützenhilfe gelegen. In
der Metallindustrie, einer
Schlüsselbranche mit 3,4 Mil-
lionen Beschäftigten, stehen in
diesem Jahr Tarifverhandlun-
gen an. Die IG Metall verlangt
einen Zuschlag von bis zu fünf
Prozent. Sie sieht für ihre Mit-
glieder nach mehreren dürren
Jahren erheblichen Nachhol-
bedarf.

Wirtschaftsforschern graust
es jedoch bei dieser Vorstellung
– und entsprechend groß war
das Entsetzen, das Glos bei den
allermeisten Fachleuten aus-
löste. Jahrelang hatten sie den
Politikern erklärt, dass Arbeit-
geber auf Lohnanstieg in der
Regel mit Personalabbau und
der Verlagerung von Produk-
tionsstätten reagieren, zumal
auf höhere Gehälter automa-
tisch auch höhere Sozialabga-
ben fällig werden. „Eine Lohn-
erhöhung führt zu weniger Be-
schäftigung“, urteilt Dennis
Snower, Präsident des Kieler
Instituts für Weltwirtschaft. Die
zurückhaltende Lohnpolitik der
Gewerkschaften ist für die meis-
ten Ökonomen der wichtigste
Grund dafür, dass die deutsche
Industrie in den vergangenen
Jahren an Wettbewerbsfähig-
keit gewonnen hat. Ohne den
Beitrag der Arbeitnehmer wäre
die Lage der Unternehmen
demnach weit schlechter – und
damit auch die Lage auf dem
Arbeitsmarkt.

Es ist, nach dieser Theorie,
nur eine Frage der Zeit, bis die
Unternehmen, wenn sie gute
Geschäfte machen, auch wie-
der mehr investieren. Das führt
zu mehr Beschäftigung und da-
mit zu mehr Nachfrage – und
zu einem Aufschwung.

Wenn das richtig wäre, sagen
die Kritiker dieser Theorie,
müsste der Aufschwung längst
da sein, denn die großen Kon-
zerne haben im Jahr 2005 so
viel verdient wie selten zuvor.
Sie plädieren deshalb dafür, 
die Nachfrage zu steigern. In
Deutschland vertritt vor allem
der Würzburger Ökonom Peter
Bofinger diese These. Als Mit-
glied des Sachverständigenrats
BASF-Chef Jürgen Hambrecht
Wir erwarten einen guten Start in das neue Jahr. Insgesamt rechnen
wir 2006 mit einem Wachstum von rund drei Prozent auf den weltwei-
ten Chemiemärkten. Allerdings dürfte dieses Wachstum auch im kom-
menden Jahr regional erneut sehr unterschiedlich ausgeprägt sein.
Asien wird wieder in der Spitzenliga spielen, und das dürfte auch für
die USA gelten. Europa war beim Wachstum am unteren Tabellenrand
zu finden. Doch jüngste Signale zeigen, dass sich die Stimmung auf-
hellt. Leider fehlt insbesondere den deutschen Verbrauchern noch im-
mer die Zuversicht. Hier sind weitere klare Signale aus der Politik nötig.
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forderte er in einem Minder-
heitsgutachten kräftige Lohn-
erhöhungen.

Aber wo ist die Grenze
zwischen vernünftigen Lohn-
erhöhungen, die die Konjunk-
tur antreiben, und unvernünfti-
gen, die sie abwürgen? Und
liegt diese Grenze nicht in je-
dem Unternehmen anders?
Schließlich gibt es auch im Jahr
2006 nicht nur Unternehmen,
die gut verdienen, sondern
auch viele, die Verluste ma-
chen oder gar ums Überleben
kämpfen.

Sogar mancher Gewerk-
schafter hatte sich im Stillen be-
reits von der Theorie verab-
schiedet, die Unternehmen
müssten einfach nur tüchtige
Gehaltsaufschläge zahlen, um
die Wirtschaft in Schwung 
zu bringen. IG-Metall-Vize
Berthold Huber etwa wirbt seit
Jahren für eine Tarifpolitik, die
auch auf die unterschiedliche
Ertragslage in den Unterneh-
men Rücksicht nimmt. Auch
viele Betriebsräte sperren sich
nicht, wenn ihr Unternehmen
in Krisenzeiten über Lohnab-
schläge verhandeln will.
Der Lohnpolitik der Tarifpar-
teien könnte jedenfalls, so oder
so, eine Schlüsselrolle zukom-
men im Wirtschaftsjahr 2006.
Und ebenso viel hängt davon ab,
ob die Große Koalition es bei
rhetorischer Stimmungsmache
belässt. Der Bundespräsident
höchstpersönlich hielt es für ge-
boten, die Regierenden zur Ord-
nung zu rufen. Er vermisse „den
durchdachten, ausgestalteten
Überbau, der klarmacht, was
das Ziel ist“, sagte Horst Köhler
vergangene Woche.

Einen ersten Erklärungsver-
such hatte Kanzlerin Merkel zu
diesem Zeitpunkt immerhin
schon unternommen. In zahl-
reichen Tageszeitungen und
Zeitschriften veröffentlichte sie
einen Brief mit den besten
Neujahrswünschen.

Viel Konkretes wollte die Re-
gierungschefin allerdings auch
diesmal noch nicht verraten;
das Prinzip Hoffnung soll einst-
weilen reichen. „Überraschen
wir uns damit“, schrieb Merkel
an die „lieben Bürgerinnen und
Bürger“, „was möglich ist und
was wir können.“

Alexander Neubacher
Siemens-Chef Klaus Kleinfeld 
2006 beginnt mit positiven Vorzeichen, Stimmung und Substanz
bessern sich: Gesundheitstechnik, Energie-, Sicherheits-, Automobil-
technik – deutsche Unternehmen sind mit Innovationen erfolgreich.
Darin liegt unsere Chance am Weltmarkt. Die Regierung verfügt über
alles, um die guten Ansatzpunkte des Koalitionsvertrags in die Tat
umzusetzen. Das wäre binnenwirtschaftlicher Rückenwind zusätzlich
zur guten Weltkonjunktur. Einen Schatten wirft das erneute Aufrollen
des Mannesmann-Prozesses, weniger auf die Konjunktur als 
auf Deutschlands Selbstverständnis als Unternehmensstandort.
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